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(Nr. 14043.) Geſetz über die Staatshaushaltsordnung. Vom 15. Dezember 1933. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 


§ 1. 

Für die Aufſtellung des Staatshaushaltsplans und ſeine Durchführung, die Bewirtſchaftung 
der Mittel des Staates und die Überwachung feiner Haushalts- und Wirtſchaftsführung gelten 
die Vorſchriften der Reichshaushaltsordnung entſprechend, ſoweit nicht in den Vorſchriften der 
88 2, 3 und des Artikels II etwas Abweichendes beſtimmt iſt. Dabei treten an die Stelle der 
in der Reichshaushaltsordnung genannten Behörden und Einrichtungen des Reichs die ent⸗ 
ſprechenden Behörden und Einrichtungen Preußens. 


§ 2. 

Die Niederſchlagung nach § 53 der Reichshaushaltsordnung verfügt der Miniſterpräſident 
oder eine von ihm ermächtigte Behörde. Der Antrag auf Niederſchlagung bedarf der Zuſtimmung 
des Finanzminiſters. 

§ 3. 

Der Abſchnitt V der Reichshaushaltsordnung findet auf die Oberrechnungskammer mit 
folgenden Abweichungen entſprechende Anwendung 

1. Für die Ernennung der Beamten der Oberrechnungskammer tritt an die Stelle des 
Reichspräſidenten der Miniſterpräſident. a 

2. Bezüglich der Dienftvergehen der Beamten der Oberrechnungskammer, die den im § 120 
Sag 1 der Reichshaushaltsordnung genannten Beamten des Rechnungshofs entſprechen, 
und bezüglich ihrer unfreiwilligen Verſetzung auf eine andere Stelle oder in den Ruhe⸗ 
ſtand, bewendet es bei den geltenden preußiſchen Vorſchriften. Auf die übrigen Beamten 
der Oberrechnungskammer finden die preußiſchen Vorſchriften über die Dienſtvergehen 
der nichtrichterlichen Beamten mit der Maßgabe Anwendung, daß dem Präſidenten der 
Oberrechnungskammer als Dienſtvorgeſetzten die gleichen Befugniſſe zuſtehen wie den 
Staatsminiſtern hinſichtlich der ihnen unterſtellten Beamten. 

3. Von der Bildung einer Präſidialabteilung gemäß 8 125 der Reichshaushaltsordnung 
darf abgeſehen werden. Der Präſident kann die im 8 125 Abſ. 1 der Reichshaushalts⸗ 
ordnung bezeichneten Arbeiten einzelnen Miniſterialräten oder Direktoren der Ober⸗ 
rechnungskammer zuweiſen. Für die Übertragung und Durchführung dieſer Arbeiten 
gilt § 125 Abſ. 3 der Reichshaushaltsordnung. 

4. Der Große Senat (§ 126 b Abſ. 4 der Reichshaushaltsordnung) beſteht aus dem 
Präſidenten, dem Vizepräſidenten, den Direktoren oder ihren Vertretern ſowie aus zwei 
von den genannten Beamten für ein Kalenderjahr beſtimmten Miniſterialräten oder 
deren Vertretern. Dazu tritt für jede Angelegenheit der ſachbearbeitende Rat. 
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Artikel II. 


§ 1. 

Für die Haushaltsrechnung der Rechnungsjahre 1930, 1931 und 1932 ſowie der ſpäteren 
Rechnungsjahre, die innerhalb der Geltungsdauer des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Land vom 1. Juni 1933 (Geſetzſamml. S. 198) beginnen, finden die Beſtimmungen des 
Artikels II § 2 des Reichsgeſetzes zur Anderung der Reichshaushaltsordnung vom 13. Dezember 
1933 (Reichsgeſetzbl. II S. 1007) mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an die Stelle 
der Reichsregierung das Staatsminiſterium, an die Stelle des Reichsrats der Staatsrat und 
an die Stelle des Präſidenten des Rechnungshofs der Präſident der Oberrechnungskammer tritt. 


§ 2. 

Die dem Geſetz über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Preußiſches Be⸗ 
ſoldungsgeſetz) vom 17. Dezember 1927 Geſetzſamml. S. 223) als Anlage 1 beigefügte Beſoldungs⸗ 
ordnung A, Aufſteigende Gehälter, wird wie folgt geändert: 

Oberrechnungskammer: Miniſterialräte bei der Oberrechnungskammer. 


§ 3. 

(1) Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es die entſprechende Anwendung des $ 48 und der Abſchnitte IV, 
IVa, V und VI der Reichshaushaltsordnung anordnet, mit ſeiner Verkündung in Kraft; das 
gleiche gilt für die Vorſchriften des Artikels II § 1 und 2 dieſes Geſetzes. Im übrigen tritt das 
Geſetz mit dem 1. April 1934 in Kraft, ſoweit nicht der Finanzminiſter einen früheren Zeitpunkt 
beſtimmt. 

(2) Mit den Zeitpunkten, zu denen die entſprechende Anwendung der Vorſchriften der Reichs⸗ 
haushaltsordnung durch dieſes Geſetz angeordnet iſt oder zu denen ſonſt Vorſchriften dieſes Geſetzes 
gemäß Abf. 1 in Kraft geſetzt find, treten die ihnen entgegenſtehenden Vorſchriften, insbeſondere 
folgende Geſetze, außer Kraft: ; 

a) Inſtruktion für die Oberrechnungskammer vom 18. Dezember 1824; 

b) Geſetz, betr. die Einrichtung und die Befugniſſe der Oberrechnungskammer, vom 
27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 278); 

e) Geſetz, betr. den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77); 

d) Geſetz zur Abänderung der Vorſchriften über die Abnahme und Prüfung der 
Rechnungen vom 22. März 1912 (Geſetzſamml. S. 29). 

(8) Soweit die im Abſ. 2 genannten Geſetze nicht bereits früher außer Kraft geſetzt ſind, 
treten ſie mit dem 31. März 1934 außer Kraft. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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av 
af bk. 14044.) 19055 über die Erweiterung der Befugniſſe der Oberpräſidenten. Vom 15. Dezember 
33. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 


§ 1 der Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 3. September 
1932 (Geſetzſamml. S. 283/295) erhält folgende Faſſung: 


(1) Der Oberpräſident ift der ſtändige Vertreter der Staatsregierung in der Pro- 
vinz. Er hat die politiſchen, wirtſchaftlichen, ſozialen und kulturellen Vorgänge in der 
Provinz zu beobachten und darüber zu wachen, daß innerhalb der Provinz die Ver⸗ 
waltung im Einklang mit den Zielen der Staatsführung geſetzmäßig, wirtſchaftlich, 
ſparſam, ſauber und einheitlich geführt wird. Er iſt zu dieſem Zwecke insbeſondere befugt, 
ſich von ſämtlichen Behörden innerhalb der Provinz unterrichten zu laſſen, ſie auf die 
maßgebenden Geſichtspunkte und die danach erforderlichen Maßnahmen aufmerkſam zu 
machen, bei Gefahr im Verzug einſtweilige Anordnungen zu treffen; er kann ferner die 
Behörden der allgemeinen und inneren Verwaltung im Rahmen der den Miniſtern zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe mit Weiſungen verſehen. Das Recht, Anordnungen zu treffen und 
Weiſungen zu erteilen, kann er auf die ihm beigegebenen Beamten nicht übertragen. 
Sein Vertreter kann es nur ausüben, wenn der Oberpräſident nicht nur vorübergehend 
an der Wahrnehmung der Geſchäfte behindert iſt. 


(2) Der Oberpräſident führt unter der Aufſicht der Miniſter 


1. die Aufſicht des Staates über diejenigen Körperſchaften und Einrichtungen, deren 
Geſchäftsbereich ſich innerhalb der Provinz auf mehr als einen Regierungsbezirk 
erſtreckt, ſoweit die Aufſicht nicht anderweit geregelt iſt, 


2. die eigene Verwaltung aller derjenigen Angelegenheiten, die ihm durch Geſetz oder 
durch das Staatsminiſterium übertragen ſind. 


(3) Dem Oberpräſidenten kann durch Verordnung des Staatsminiſteriums auch 
die Verwaltung einzelner Zweige der allgemeinen Landesverwaltung in anderen Pro⸗ 
vinzen oder Teilen davon übertragen werden. Die Verordnung iſt in der Geſetzſammlung 
zu veröffentlichen. 


Artikel II. 

Der Aufbau und die Verwaltung der Provinzialverbände werden vorbehaltlich des Erlaſſes 

der neuen Provinzialordnung zunächſt wie folgt geändert: 

1. Die Aufgaben und Zuſtändigkeiten des Provinzialausſchuſſes, des Landeshauptmanns 
(Landesdirektors, Landesdirektoriums), der Provinzialkommiſſionen und der Provinzial⸗ 
kommiſſare gehen auf den Oberpräſidenten über. Das Verhältnis des Provinzial⸗ 
verbandes zum Staate wird hierdurch nicht berührt. 

2. Der Oberpräſident beauftragt den Landeshauptmann (Landesdirektor) und die dieſem 
beigegebenen Beamten mit der ſelbſtändigen Erledigung laufender Geſchäfte des Pro⸗ 
vinzialverbandes. Er wird bei Behinderung in den Angelegenheiten des Provingial- 
verbandes durch den Landeshauptmann (Landesdirektor) vertreten. Die weitere Ver⸗ 
tretung regelt der Miniſter des Innern. 

3. Die Provinziallandtage, Provinzialausſchüſſe und Provinzialkommiſſionen werden auf⸗ 
gelöſt. Eine Neubildung findet nicht ſtatt. 

4. Zur Beratung des Oberpräſidenten iſt der Provinzialrat (Geſetz über den Provinzialrat 
vom 17. Juli 1933 — Geſetzſamml. S. 254 —) auch in Angelegenheiten des 
Provinzialverbandes zuſtändig. In welchem Umfange der Provinzialverband zu den 
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Fahrtkoſten und Aufwandsentſchädigungen (§ 14 a. a. O.) der Provinzialräte beizutragen 
hat, beſtimmt das Staatsminiſterium. 

5. Der Oberpräſident muß den Provinzialrat vor ſeiner Entſchließung über folgende An⸗ 
gelegenheiten hören: 

a) Feſtſtellung der Haushaltsſatzung und einer Nachtragsſatzung über den Haushalts⸗ 
plan, deren Inhalt durch das Gemeindefinanzgeſetz geregelt ift; 

b) über⸗ und außerplanmäßige Ausgaben, Maßnahmen, durch die Verbindlichkeiten des 
Provinzialverbandes entſtehen können, für die Mittel im Haushaltsplan nicht vor⸗ 
geſehen ſind, ſowie Haushaltsvorgriffe nach Maßgabe der Vorſchriften des Gemeinde⸗ 
finanzgeſetzes; 

c) Aufnahme von Darlehen, Übernahme von Bürgſchaften und Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen und Beſtellung anderer Sicherheiten mit Ausnahme ſolcher 
Geſchäfte, die eine vom Miniſter des Innern zu beſtimmende Wertgrenze nicht über⸗ 
ſteigen; 

d) Verfügung über Gemeindevermögen, insbeſondere Erwerb und Veräußerung von 
Grundſtücken, Schenkungen und Darlehnshingabe, ſoweit es ſich nicht um ihrer 
Natur nach regelmäßig wiederkehrende Geſchäfte der laufenden Verwaltung handelt; 

e) Übernahme neuer Aufgaben ohne geſetzliche Verpflichtung, insbeſondere Gründung, 
Errichtung und Erweiterung von Anſtalten, Einrichtungen und Unternehmungen, 
Beteiligung an Unternehmungen, die in der Form des öffentlichen oder privaten 
Rechtes betrieben werden; 

f) Umwandlung der Rechtsform provinzieller Unternehmungen; 

g) Aufſtellung, Anderung und Aufhebung von Ordnungen und von Grundſätzen für 
die Verwaltung, insbeſondere für die Verwaltung von Anſtalten, Einrichtungen 
und Unternehmungen ſowie die Vermögensverwaltung; 

h) Erlaß, Anderung und Aufhebung von Satzungen; 

i) Anderung der Provinzgrenzen; 

k) Verzicht auf Anſprüche des Provinzialverbandes, Abſchluß von Vergleichen nach 
Maßgabe des Gemeindefinanzgeſetzes; 

1) Führung von Rechtsſtreitigkeiten größerer Bedeutung. 

6. Soweit Beſchlüſſe des Provinziallandtags und des Provinzialausſchuſſes nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften der Genehmigung durch den zuftändigen Miniſter oder das Staats⸗ 
miniſterium bedürfen, gilt dies auch für die von dem Oberpräſidenten nach Nr. 1 ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe gleicher Art. 


7. Die Aufficht über die Provinzialverbände führt der Miniſter des Innern. 


Artikel UI. 
(1) Die Vorſchriften des Artikels II finden auf die Bezirksverbände der Regierungsbezirke 


Kaſſel und Wiesbaden ſinngemäße Anwendung. 


(2) Das gleiche gilt für den Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande. An die 


Stelle des Oberpräſidenten tritt der Regierungspräſident in Sigmaringen. Er wird in Angelegen⸗ 
heiten des Landeskommunalverbandes beraten durch die beiden oberſten Amtswalter der NSDAP., 
den rangälteſten Führer der Sturmabteilungen oder der Schutzſtaffeln der NSDAP. und durch 
von ihm zu berufende leitende Kommunalbeamte. Auf Form und Inhalt der Beratung findet das 
Geſetz über den Provinzialrat vom 17. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 254) ſinngemäße Anwendung. 
Die Teilnehmer an einer Beratungsſitzung erhalten von dem Landeskommunalverbande Reiſekoſten 
und Tagegelder nach den für Staatsbeamte der Stufe III geltenden Sätzen. 
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Artikel IV. 
1. Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, die Vorſchriften dieſes Geſetzes durchzuführen 
und die hierzu erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
2. Das Geſetz tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14045.) Geſetz über die Anpaſſung der Landesverwaltung an die Grundſätze des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates. Vom 15. Dezember 1933. : 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Anderung des Behördenaufbaues. 


§ 1. 

Die Bezirksausſchüſſe, Kreisausſchüſſe, Stadtausſchüſſe, Magiſtrate, kollegialiſchen Gemeinde⸗ 
vorſtände und Kollegien aus Bürgermeiſter und Beigeordneten (§ 4 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 — Geſetzſamml. S. 195 —) werden als Beſchlußbehörden 
beſeitigt. 

8 2. 

Die Bezirks⸗, Kreis⸗ und Stadtausſchüſſe erhalten in ihrer Eigenſchaft als Verwaltungs⸗ 
gerichte (§ 7 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung) die Bezeichnung „Bezirks⸗, Kreis- 
und Stadtverwaltungsgericht“. 

§ 3. 

(1) In dem Oberverwaltungsgericht erhält der Landeskulturſenat die Bezeichnung „Senat für 
Siedlung und Auseinanderſetzung“. Die durch die Verordnung, betreffend die Eingliederung des 
Landeswaſſeramts in das Oberverwaltungsgericht, vom 12. März 1924 (Geſetzſamml. S. 130) für 
den „waſſerwirtſchaftlichen Senat“ begründeten Beſonderheiten fallen einſchließlich der Bezeich⸗ 
nung fort. 3 

(2) Der Provinzialrat (Landeskulturabteilung) erhält die Bezeichnung „Spruchkammer für 
Siedlung und Auseinanderſetzung“. 

§ 4. 

() In den Bezirks⸗, Kreis⸗ und Stadtverwaltungsgerichten ſowie in den Spruchkammern 
für Siedlung und Auseinanderſetzung treten an die Stelle der gewählten Mitglieder ernannte Mit⸗ 
glieder (Mitglieder auf Zeit). In den Kreisverwaltungsgerichten wird die Zahl dieſer Mitglieder 
auf vier beſchränkt. Für jedes Mitglied auf Zeit ſind nach Maßgabe des Bedürfniſſes ein oder 
mehrere Stellvertreter zu ernennen. Die Amtszeit beträgt vier Jahre. Wird während der Amts- 
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zeit die Ernennung neuer Mitglieder oder neuer Stellvertreter erforderlich, ſo werden dieſe für den 
Reſt der Amtszeit ernannt. Vorausſetzung für die Mitgliedſchaft iſt ein Mindeſtalter von 25 Jahren, 
der Beſitz der Rechte eines deutſchen Staatsbürgers und der Wohnſitz im Bezirk des Verwaltungs⸗ 
gerichts (der Spruchkammer). Nicht ernannt werden ſollen hauptamtlich tätige Beamte des Reichs, 
der Länder oder der Gemeinden (Gemeindeverbände) ſowie Mitglieder anderer Verwaltungsgerichte 
(§ 2) oder Spruchkammern (§ 3 Abſ. 2). Die Mitglieder der Spruchkammern ſollen in landwirt⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten erfahren ſein und möglichſt verſchiedenen Beſitzgrößen angehören. 

(2) Die Mitglieder auf Zeit und ihre Stellvertreter werden durch den Vorſitzenden vereidigt. 
Sie erhalten Tagegelder und Reiſekoſten nach den für die Räte des Regierungspräſidenten geltenden 
Vorſchriften. 


(8) Die Mitgliedſchaft erliſcht, abgeſehen vom Ablauf der Amtszeit, wenn die ernennende 
Stelle feſtſtellt, daß die Vorausſetzungen nicht mehr vorliegen, auf Grund deren die Ernennung 
erfolgt ift. Dienſtſtvafrechtlich unterliegen die Mitglieder auf Zeit und ihre Stellvertreter den Vor⸗ 
ſchriften der Dienſtſtrafordnung für die richterlichen Beamten vom 27. Januar 1932 (Geſetzſamml. 
S. 79) nach Maßgabe folgender Beſtimmungen: 

1. Es kann nur auf Warnung, Verweis, Geldbuße bis zu einhundert Reichsmark oder 

Dienſtentlaſſung erkannt werden und zwar auf Dienſtentlaſſung auch dann, wenn das 
Mitglied durch ein körperliches Gebrechen oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder 
geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt. 

2. Zuftändig find in den Fällen des § 17 der Miniſter des Innern (bei Spruchkammer⸗ 
mitgliedern der Landwirtſchaftsminiſter) und die Vorſitzenden der Verwaltungsgerichte 
(der Spruchkammern). 

3. In den Fällen des § 33 Abſ. 2 wird der Unterſuchungsführer vom Vorſitzenden des 
Dienſtſtrafgerichts im Benehmen mit dem Vorſitzenden des Verwaltungsgerichts (der 
Spruchkammei) beſtellt. 

4. Dienſtſtrafgerichte find der Dienſtſtrafſenat und der Große Dienſtſtrafſenat des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts (8 32 Nr. 5 bis 9 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 — Geſetzſamml. S. 195 — in der Faſſung des Geſetzes vom 11. Ja⸗ 
nuar 1932 — Geſetzſamml. S. 31 —). l 

5. Den Beamten der Staatsanwaltſchaft beſtellt der Minifter des Innern (der Landwirt- 
ſchaftsminiſter). 


8 5. 

() Der Regierungspräſident wird im Bezirksverwaltungsgericht vertreten durch den Regie⸗ 
rungsvizepräſidenten und, wenn auch dieſer behindert iſt, im Vorſitz von dem Verwaltungsgerichts⸗ 
direktor, im übrigen von einem zu ernennenden Stellvertreter. Der Vorſitz im Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht geht, falls der Regierungspräſident, der Regierungsvizepräſident und Verwaltungsgerichts⸗ 
direktor behindert ſind, auf das zweite auf Lebenszeit ernannte Mitglied und weiterhin auf den 
Stellvertreter des Verwaltungsgerichtsdirektors über. 

(2) Unberührt bleiben die Vorſchriften des § 31 der Verordnung vom 3. September 1932 
(Geſetzſamml. S. 283) über die Stellvertretung im Bezirksverwaltungsgericht Berlin. 

(3) Der Vorſitz in der Spruchkammer für Siedlung und Auseinanderſetzung geht, falls der 
Oberpräſident behindert iſt, auf den Vizepräſidenten beim Oberpräſidium, weiterhin auf das auf 
Lebenszeit ernannte Mitglied und auf deſſen Stellvertreter über. 

(4) Der Regierungspräſident (Abſ. 1) und der Oberpräſident (bj. 3) ſowie deren Vize- 
präſidenten (im Bezirksverwaltungsgericht Berlin: der Oberpräſident und der Präſident der Bau⸗ 
und Finanzdirektion) gelten als behindert, wenn ſie von einer Beteiligung im Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht (in der Spruchkammer) abſehen. 

(5) Der Vertreter des Landrats im Kreisverwaltungsgericht und der Vertreter des Ober⸗ 
bürgermeiſters (Bürgermeiſters) im Stadtverwaltungsgericht werden durch Ernennung beſtimmt. 
Iſt der Landrat (der Oberbürgermeiſter, Bürgermeiſter) behindert und iſt ſein Vertreter ein Mit⸗ 
glied auf Zeit, ſo tritt der Stellvertreter dieſes Mitglieds in das Gericht ein. 
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(6) Der Vorſitzende eines Verwaltungsgerichts und fein Vertreter find nicht dadurch behin⸗ 
dert, daß die Verfügung, über die das Verwaltungsgericht verhandelt, von der von ihnen geleiteten 
Verwaltungsbehörde erlaſſen worden iſt. In dieſem Falle wird die Verwaltungsbehörde vor dem 
Verwaltungsgerichte durch einen von ihr zu beſtellenden Kommiſſar des öffentlichen Intereſſes 
vertreten. 

§ 6. 

Die Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte und der Spruchkammern werden nach Stimmen⸗ 

mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. 


§ 7. 
Die Einnahmen der Verwaltungsgerichte und der Spruchkammern fließen zur Staatskaſſe. 
Ihr fallen auch alle Ausgaben zur Laft. Die räumliche Unterbringung des Kreis-(Stadt-)Ber- 
waltungsgerichts einſchließlich der Heizung, Beleuchtung und Ausſtattung iſt Aufgabe des Kreiſes 
(der Stadt). Den Umfang der Leiſtungen beſtimmt im Streitfall der Regierungspräſident. 


Anderungen der Zuſtändigkeiten. 


§ 8. 
Die in Geſetzen oder Verordnungen vorgeſehene Zuſtimmung (Einwilligung, Genehmigung) 
der Beſchlußbehörden (§ 1) zu Maßnahmen von Verwaltungsbehörden entfällt. 


§ 9. 

() Entſcheidungen, die die Beſchlußbehörden (§ 1) im Beſchlußverfahren zu treffen hatten, 
treffen unbeſchadet der Vorſchrift im § 12 folgende Verwaltungsbehörden: in erſter Rechtsſtufe 
entſcheidet an Stelle des Bezirksausſchuſſes der Regierungspräſident, in Berlin der Polizeipräſident, 
an Stelle des Kreisausſchuſſes der Landrat und an Stelle des Stadtausſchuſſes (des Magiſtrats, 
kollegialiſchen Gemeindevorſtandes, Kollegiums aus Bürgermeiſter und Beigeordneten) der Ober⸗ 
bürgermeiſter (Bürgermeiſter). Hat die Verwaltungsbehörde in der gleichen Angelegenheit auf 
Grund allgemeiner Vorſchriften bereits entſchieden, ſo gilt dieſe Entſcheidung als an Stelle der 
Beſchlußbehörde gefaßt. 

(2) Gegen die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde (Wof. 1) find die gleichen Rechtsbehelfe 
zuläſſig, die gegen die Entſcheidung der Beſchlußbehörde zugelaſſen waren mit der Maßgabe, daß 
über eine Beſchwerde die übergeordnete Verwaltungsbehörde entſcheidet und daß gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Landrats und des Oberbürgermeiſters (Bürgermeiſters) ausſchließlich die Beſchwerde 
an den Regierungspräſidenten ſtattfindet. War die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes (Stadt⸗ 
ausſchuſſes uſw.) Vorausſetzung für einen weiteren Rechtsgang, ſo tritt der Beſchwerdeentſcheid 
des Regierungspräſidenten verfahrensrechtlich an ihre Stelle. Für eine Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtveitverfahren oder einen Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahven gegen 
den Beſchwerdebeſcheid des Regierungspräſidenten iſt an Stelle des Kreis- (Stadt) Verwaltungs- 
gericht? das Bezirksverwaltungsgericht zuſtändig. : 

(3) Auf das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden finden die bisher für die Beſchluß⸗ 
behörden geltenden Verfahrensbeſtimmungen Anwendung, ſoweit ſie nicht die kollegialiſche Behand⸗ 
lung zum Gegenſtand haben. 

§ 10. 

() In Angelegenheiten, in denen das Oberverwaltungsgericht (waſſerwirtſchaftlicher Senat) 
in letzter Rechtsſtufe als Beſchlußbehörde im Beſchlußverfahren zu entſcheiden hatte (Verordnung, 
betreffend die Eingliederung des Landeswaſſeramts in das Oberverwaltungsgericht, vom 12. März 
1924 — Geſetzſamml. S. 130 —), iſt unbeſchadet der Vorſchrift im Abſ. 2 gegen die Entſcheidung 
des Regierungspräſidenten (§ 9 Abſ. 1) ausſchließlich die Beſchwerde an den Landwirtſchafts⸗ 
miniſter zuläſſig. Die Vorſchrift des § 9 Abſ. 3 findet Anwendung. 

(2) Gegen Entſcheidungen des Regierungspräſidenten in erſter Rechtsſtufe (§ 9 Abſ. 1) in 
den Fällen der 88 99 (Staukoſten), 148 (Entſchädigungen, Beitragsleiſtungen und »erſtattungen 
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ſowie Vergütungen), 149 Abſ. 2 und 3 (Beitvagslifte), 174 Abſ. 4 (Beitragsleiſtungen), 186 Abi. 2, 
188 Abf. 3, 192 Abſ. 1 bis 3 (Waſſerbuchſachen), 292 Abſ. 3 (Enteignungskoſtenbeitrag) und 340 
Abſ. 1 und 3 (Zwangsrechte) des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) iſt 
ausſchließlich die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren vor dem Bezirksverwaltungsgerichte zu⸗ 
läſſig. Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Landwirtſchaftsminiſter durch 
Verordnung für weitere Angelegenheiten die Klage zulaſſen. Die Verordnung iſt in der Geſetz⸗ 
ſammlung zu veröffentlichen. Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß die angefochtene 
Entſcheidung den Kläger in ſeinen Rechten beeinträchtige, weil die Entſcheidung das geltende Recht 
verletze. Eine unrichtige Anwendung der geltenden Geſetze liegt auch dann vor, wenn die Tat⸗ 
ſachen nicht gegeben ſind, auf die ſich die angefochtene Entſcheidung ſtützt. 


SSL, 

(1) Im Verwaltungsſtreitverfahren finden Klagen der Gemeinden (Gemeindeverbände) und 
der Schulverbände gegen Verfügungen und Beſcheide, die Verwaltungsbehörden im Wege der 
Kommunalaufſicht oder der Schulaufſicht erlaſſen haben, nicht mehr ſtatt. Gegen die Verfügung 
(den Beſcheid) iſt ausſchließlich die Beſchwerde innerhalb der Friſt an die vorgeſetzte Behörde 
zuläſſig. Dieſe entſcheidet endgültig. 

(2) Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung beſtimmen, welche Verfügungen und Beſcheide 
ihrer Art nach im Wege der Kommunalaufſicht (der Schulaufſicht) erlaſſen werden und welche 
Behörden vorgeſetzte Behörden im Sinne des Abſ. 1 ſind. 


Übergangs- und Schlußvorſchriften. 


§ 12. 

(1) In Angelegenheiten, über die nach reichsrechtlicher Vorſchrift in erſter oder zweiter 
Rechtsſtufe eine kollegiale Behörde entſcheiden muß, beſchließt, falls die reichsrechtliche Vorſchrift 
bei Anwendung von 89 nicht erfüllt werden würde, an Stelle des Bezirksausſchuſſes das Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht und an Stelle des Kreisausſchuſſes, des Magiſtrats, des kollegialiſchen 
Gemeindevorſtandes und des Kollegiums aus Bürgermeiſter und Beigeordneten das Kreis⸗ 
verwaltungsgericht, an Stelle des Stadtausſchuſſes das Stadtverwaltungsgericht. 

(2) Dieſe Vorſchrift tritt außer Kraft, ſobald die reichsrechtlichen Vorſchriften (Abſ. 1) auf⸗ 
gehoben werden. 

8 13. 

() Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes bei den Beſchlußbehörden in erſter Rechts⸗ 
ſtufe anhängigen Sachen ſind an die nunmehr zuſtändigen Behörden abzugeben. 

(2) Die bei den Bezirksausſchüſſen als Beſchlußbehörden anhängigen Beſchwerden gegen Be⸗ 
ſchlüſſe der Kreisausſchüſſe, Stadtausſchüſſe, Magiſtrate uſw. ſind unbeſchadet der Vorſchrift des 
Nof. 4 an die Regierungspräſidenten abzugeben. Die Entſcheidung der Regierungspräſidenten 
tritt, wenn die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes Vorausſetzung für einen weiteren Rechtsgang 
geweſen ift, verfahrensrechtlich an ihre Stelle. 

(3) Hat die Verwaltungsbehörde, an die eine Sache abgegeben worden iſt, in der gleichen An⸗ 
gelegenheit auf Grund allgemeiner Vorſchriften bereits entſchieden, ſo hat ſie den Beteiligten zu 
eröffnen, daß ihre Entſcheidung als an Stelle der Beſchlußbehörde gefaßt gelte. Eine Belehrung 
über etwaige Rechtsbehelfe iſt anzuſchließen. Die Friſten für die Anbringung der Rechtsbehelfe 
beginnen mit der Zuſtellung der Eröffnung. 

(4) War gegen einen vor Inkrafttreten des Geſetzes ergangenen Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes (Beſchlußbehörde) die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht (Waſſerwirtſchaftlicher 
Senat) zuläſſig, fo kann die Beſchwerde innerhalb der Friſt auch nach Inkrafttreten des Geſetzes 
eingelegt werden. 

(5) Die bei dem Oberverwaltungsgericht anhängigen oder anhängig werdenden (bj. 4) 
Beſchlußſachen ſind dort zu Ende zu führen. 
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(6) Soweit Klagen der Gemeinden (Gemeindeverbände) und Schulverbände ($ 11) noch nicht 
rechtskräftig entſchieden find, iſt das Verfahren einzuftellen. Die Gemeinde (der Gemeindeverband, 
der Schulverband) kann innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes Beſchwerde 
(§ 11 Abſ. 1) einlegen. 

§ 14. 

Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter werden ermächtigt, die Vorſchviften dieſes 
Geſetzes im Benehmen mit dem zuſtändigen Fachminiſter durchzuführen und die hierzu erforder⸗ 
lichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


8 15. 


Das Geſetz tritt am 1. Januar 1934 in Kraft mit Ausnahme der Vorſchrift im § 3 Abſ. 1 
Satz 2. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Vorſchrift beſtimmt der Miniſter des Innern 
im Benehmen mit dem Landwirtſchaftsminiſter. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14046.) Geſetz über die Anderung der Staatsaufſicht über die Hauptſtadt Berlin. Vom 15. De⸗ 
zember 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen. 


§ 1. 
(1) Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Haupt- 
ſtadt Berlin geht von dem Oberpräſidenten auf den Staatskommiſſar in der Hauptſtadt Berlin über. 


(2) Der Staatskommiſſar in der Hauptſtadt Berlin unterſteht dem Miniſterpräſidenten, 
der ſich in dieſen Geſchäften des Miniſteriums des Innern bedient. 


(8) Die Befugniſſe des Staatskommiſſars in der Hauptſtadt Berlin nach dem Geſetze vom 
31. Mai 1933 (Geſetzſamml. S. 196) bleiben mit folgenden Maßgaben unberührt: 
a) Gegen eine Entſcheidung auf Grund des § 2 Abi. 3 iſt die Beſchwerde an den 
Miniſterpräſidenten zuläſſig. 
b) Das Rechnungsprüfungsamt der Hauptſtadt Berlin unterſteht dem Staatskommiſſar. 


e) An die Stelle des Miniſters des Innern tritt in den in dem Geſetze vorgeſehenen 
Fällen der Miniſterpräſident. 
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8 2. 

Die Zuſtändigkeit des Stadtausſchuſſes, des Bezirksausſchuſſes und des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts bleibt unberührt. 

§ 3. 

Der Minifterpräfident iſt ermächtigt, gegebenenfalls im Einvernehmen mit den Fach⸗ 
miniſtern, diejenigen Anordnungen im Wege von Rechtsverordnungen und Verwaltungsanord⸗ 
nungen zu treffen, welche zur Ergänzung und Durchführung dieſes Geſetzes und des Geſetzes 
über die Einſetzung eines Staatskommiſſars in der Hauptſtadt Berlin vom 31. Mai 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 196) notwendig ſind. 


8 4. 
Das Geſetz tritt mit dem 15. Januar 1934 in Kraft. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Bo pig. 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit ver⸗ 
kündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
. Ka 
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57 
(Nr. 14047.) Geſetz über das Feuerlöſchweſen. Vom 15. Dezember 1933. af 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Abſchnitt J. 
Die örtlichen Feuerwehren. 
§ 1. 


In jedem Ortspolizeibezirke muß eine leiſtungsfähige und den örtlichen Verhältniſſen ent- . 


ſprechend ausgerüſtete Feuerwehr vorhanden ſein. Beſteht ein Ortspolizeibezirk aus mehreren 
Gemeinden, ſo iſt in jeder Gemeinde für genügenden Feuerſchutz zu ſorgen. 


| § 2. 

Die Feuerwehr hat im Auftrag des Ortspolizeiverwalters die Gefahren abzuwehren, die der 
Allgemeinheit oder dem einzelnen durch Schadenfeuer drohen. Die Polizeiaufſichtsbehörden können 
den Feuerwehren auch die Abwehr ſonſtiger Gefahren übertragen. 


§ 3. 
(1) Die Feuerwehr im Sinne der §§ 1 und 2 kann beſtehen: 
a) aus Berufsfeuerwehrmännern; 
b) aus einer freiwilligen Feuerwehr; 
c) aus Perſonen, die durch Polizeiverordnung zu einer Pflichtfeuerwehr zuſammen⸗ 
geſchloſſen ſind. 
(2) Die Feuerwehr bedarf der Anerkennung der Polizeiaufſichtsbehörde. 


ines 
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§ 4. 

(1) Jede Gemeinde von mehr als 100 000 Einwohnern ſoll Berufsfeuerwehrmänner an⸗ 
ſtellen. Gemeinden mit weniger als 100 000 Einwohnern können Berufsfeuerwehrmänner an⸗ 
ſtellen. Die Zahl der Berufsfeuerwehrmänner beſtimmt die Polizeiaufſichtsbehörde unter Berück⸗ 
ſichtigung der örtlichen Verhältniſſe. Die Uniformierung, Ausbildung und Amtsbezeichnung der 
Berufsfeuerwehrmäner regelt der Miniſter des Innern nach Anhörung des zuſtändigen Ausſchuſſes 
des Feuerwehrbeirats. 

(2) Die Anerkennung als Berufsfeuerwehr darf nur ausgeſprochen werden, wenn die auf 
Grund des Abſ. 1 Satz 3 und 4 zu erlaſſenden Vorſchriften erfüllt find. 


§ 5. 

() Freiwillige Feuerwehren ſind Vereine, deren Vereinszweck in der Bekämpfung der Feuers⸗ 
gefahren beſteht. Die Rechtsſtellung der Mitglieder regelt die Satzung. Die aktiven Mitglieder 
müſſen das 18. Lebensjahr vollendet und dürfen das 60. Lebensjahr nicht überſchritten haben. Die 
Ausbildung und Uniformierung der freiwilligen Feuerwehrmänner und die Bezeichnung der Führer 
regelt der Miniſter des Innern nach Anhörung des zuſtändigen Ausſchuſſes des Feuerwehrbeirats. 

(2) Die Anerkennung als freiwillige Feuerwehr darf nur ausgeſprochen werden, wenn 

1. die Vereinsſatzung von der Polizeiaufſichtsbehörde genehmigt iſt und 

2. die Beſtimmungen des Wj. 1 und der auf Grund dieſes Abſatzes erlaſſenen Vorſchriften 

erfüllt ſind. 
§ 6. 

() Soweit die auf Grund der §§ 4 und 5 gebildeten Feuerwehren hinſichtlich ihrer Stärke 
den örtlichen Verhältniſſen nicht entſprechen, ſind Pflichtfeuerwehren zu bilden. : 

(2) Die Rechte und Pflichten, die Uniformierung und die Ausbildung der Pflichtfeuerwehr⸗ 
männer ſowie die Bezeichnung der Führer wird durch Polizeiverordnung geregelt. Die Aner⸗ 
kennung als Pflichtfeuerwehr darf nur ausgeſprochen werden, wenn die Vorſchriften dieſer Polizei⸗ 
verordnung erfüllt ſind. 


Abſchnitt II. 
Die Feuerwehrverbände. 
§ 7. 


Die in einem Kreiſe vorhandenen anerkannten freiwilligen Feuerwehren bilden den Kreis- 
feuerwehrverband. Der Kreisfeuerwehrverband iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Die 
Rechtsſtellung des Vorſtands und der Mitglieder regelt die Satzung. Die Satzung bedarf in Land⸗ 
kreiſen der Genehmigung des Landrats, in Stadtkreiſen der Genehmigung des Regierungspräſiden⸗ 
ten, in Berlin der Genehmigung des Oberpräſidenten. Die Vorſtandsmitglieder werden in Land⸗ 
kreiſen durch den Landrat, in Stadtkreiſen durch den Regierungspräſidenten, in Berlin durch den 
Oberpräſidenten ernannt und abberufen. 


§ 8. 
Dem Kreisfeuerwehrverband obliegt es: 
1. durch die Veranſtaltung von Führerbeſprechungen den Austauſch der Erfahrungen zu 
vermitteln; 
2. durch gemeinſame Feuerwehrübungen die Schlagkraft der örtlichen Feuerwehren zu 
erhöhen. > 


§ 9. 

Die Kreisfeuerwehrverbände einer Provinz bilden den Provinzialfeuerwehrverband. Der 
Provinzialfeuerwehrverband ift eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. In dem Provinzial- 
feuerwehrverbande müſſen die für die Provinz beſtehende Feuerſozietät ſowie die Städte, Landkreiſe 
und Landgemeinden der Provinz durch je einen Vertreter vertreten ſein. Die Vorſtandsmitglieder 


486 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 79, ausgegeben am 19. 12. 33. 


werden durch den Oberpräſidenten ernannt und abberufen. Im übrigen richtet ſich die Rechts⸗ 
ſtellung des Vorſtandes und der Mitglieder nach der Satzung. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
des Oberpräſidenten. 


8 10. 

Dem Provinzialfeuerwehrverbande liegt ob: 

1. die Einrichtung und Unterhaltung einer Provinzialfeuerwehrſchule; 
2. die Veranſtaltung von Ausbildungslehrgängen im Feuerlöſchweſen; 
3. die Pflege des vorbeugenden Feuerſchutzes; 

4. die Unterſtützung der Kveisfeuerwehrverbände bei den dieſen obliegenden Aufgaben. 


§ 11. 

(1) Die Provinzialfeuerwehrverbände bilden den Feuerwehrbeirat. Dieſer iſt eine Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechtes. Der Miniſter des Innern kann Vertreter der Gemeinden und Per⸗ 
ſonen, die über beſondere Kenntniſſe im Feuerlöſchweſen verfügen linsbeſondere Berufsfeuerwehr⸗ 
männer), in den Feuerwehrbeirat einberufen. Im Feuerwehrbeirat müſſen die öffentlichen und 
privaten Feuerverſicherungsunternehmungen und die Provinzen, Städte, Landkveiſe und Land⸗ 
gemeinden durch je einen Vertreter vertreten ſein. Die Vorſtandsmitglieder werden durch den 
Miniſter des Innern ernannt und abberufen. Im übrigen wird die Rechtsſtellung des Vorſtandes 
und der Mitglieder durch die Satzung geregelt. Die Satzung bedarf der Genehmigung des Miniſters 
des Innern. 

(2) Durch die Satzung iſt je ein Ausſchuß für die Angelegenheiten der freiwilligen Feuer⸗ 
wehren und der Berufsfeuerwehren zu bilden. 


§ 12. 
Dem Feuerwehrbeirate liegt ob: 
1. die Förderung des Feuerlöſchweſens durch Pflege des einſchlägigen Schrifttums und der 
Sammlung von Erfahrungen der außerpreußiſchen Feuerwehren; 5 
2. die Prüfung und Begutachtung von Feuerlöſchgeräten; 
3. die Beratung des Miniſters des Innern in allen Angelegenheiten des Feuerlöſchweſens 
und der Feuerverhütung; 
4. die Unterſtützung der Provinzialfeuerwehrverbände bei den dieſen obliegenden Aufgaben. 


Abſchnätt UI. 
Die Aufficht über die Feuerwehrverbände. 


§ 13. 

(1) Die Aufſicht über den Kreisfeuerwehrverband führen in Landkreiſen der Landrat, in 
Stadtkreiſen der Regierungspräſident und die dieſem vorgeſetzten Polizeiaufſichtsbehörden, in 
Berlin der Oberpräſident und der Miniſter des Innern. Die Aufſicht über den Provinzialfeuer⸗ 
wehrverband führen der Oberpräfident und der Miniſter des Innern, die Aufſicht über den Feuer- 
wehrbeirat der Miniſter des Innern. 

(2) Die Sitzungen der Verbände, der Verbandsausſchüſſe und der Vorſtandsſitzungen ſind 
der unmittelbar vorgeſetzten Aufſichtsbehörde unter Angabe der Tagesordnung ſpäteſtens acht Tage 
vor dem anberaumten Zeitpunkte mitzuteilen. 

(3) Die Aufſichtsbehörden können fich über die Angelegenheiten der Feuerwehrverbände durch 
Akteneinſichtnahme, durch Berichtseinforderungen und durch die Entſendung von Kommiſſaren zu 
den Sitzungen jederzeit unterrichten. 
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8 14. 

Alle Beſchlüſſe der Verbände oder ihrer Organe, die eine finanzielle Auswirkung haben, ins⸗ 
beſondere die Beſchlüſſe über die Feſtſtellung des Haushaltsplans und über die Jahresabrechnung, 
ſind der unmittelbar vorgeſetzten Aufſichtsbehörde vorzulegen. Dieſe Beſchlüſſe treten erſt in Kraft, 
wenn die Aufſichtsbehörde innerhalb von zwei Wochen nach Eingang des Beſchluſſes keinen Wider⸗ 
ſpruch erhoben hat. 

§ 15. 

(1) Beſchlüſſe eines Verbandes, die die geltenden Geſetze oder die Verbandsſatzung verletzen, 
kann die unmittelbar vorgeſetzte Aufſichtsbehörde aufheben und verlangen, daß Maßnahmen, die 
auf Grund derartiger Beſchlüſſe getroffen find, rückgängig gemacht werden. Gegen die Auf⸗ 
hebungsverfügung ſteht den Kreis⸗ und Provinzialfeuerwehrverbänden innerhalb von zwei Wochen 
die Beſchwerde an die nächſthöhere Aufſichtsbehörde zu. Dieſe entſcheidet endgültig. 

(2) Die Aufſichtsbehörden können ihre Zuständigkeiten auf dem Gebiete des Feuerlöſchweſens 
durch beſondere Organe ausüben. 


Abſchnitt IV. 
Die ſachliche Ausrüſtung der Feuerwehren. 
§ 16. 

(J) Die Beſchaffung und Unterhaltung der für die Feuerwehren erforderlichen Löſchgerät⸗ 
ſchaften, Ausrüſtungsſtücke, Alarmeinrichtungen, Waſſerſtationen und Gerätehäuſer iſt eine Auf⸗ 
gabe der Gemeinden. Über die Notwendigkeit von Aufwendungen für das Feuerlöſchweſen ent⸗ 
ſcheidet auf Antrag des Ortspolizeiverwalters in den Landgemeinden und kreisangehörigen 
Städten der Landrat, in den Stadtkreiſen der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident. 

(2) Gemeinden, die nicht imſtande find, die im Abſ. 1 genannten Einrichtungen ſelbſtändig 
zu beſchaffen, können durch die Kommunalaufſichtsbehörde mit Nachbargemeinden zu einem Feuer⸗ 
löſchverbande vereinigt werden. Der Feuerlöſchverband hat die Stellung eines Zweckverbandes im 
Sinne des Geſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115). Über die infolge Veränderung oder 
Aufhebung eines Feuerlöſchverbandes notwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den Be⸗ 
teiligten entſcheidet die Kommunalaufſichtsbehörde. Streitigkeiten zwiſchen den beteiligten Ge⸗ 
meinden über ihre Berechtigung oder Verpflichtung zur Teilnahme an den Nutzungen oder Laſten 
des Feuerlöſchverbandes unterliegen der Entſcheidung der Kommunalaufſichtsbehörde. 

§ 17. 

Durch Polizeiverordnung oder durch polizeiliche Verfügung kann vorgeſchrieben werden: 

1. daß in Häuſern Feuerlöſchgeräte vorhanden ſein müſſen, 

2. daß beſonders feuergefährliche Betriebe das nötige Löſchwaſſer bereithalten, 

3. daß in Warenhäuſern Werksfeuerwehren gebildet werden müſſen, 

4. daß die Bewohner von größeren Häuſerblocks oder von Ortsteilen für Zwecke des 

Feuerlöſchweſens oder des Luftſchutzes zuſammengeſchloſſen werden, 

5. daß Eigentümer von Fahrzeugen jeder Art dieſe in fahrbereitem Zuſtande für Feuerlöſch⸗ 

zwecke zur Verfügung ſtellen müſſen, 

6. daß die Inhaber von Gebäuden dieſe einer regelmäßigen Brandſchau unterziehen laſſen 

müſſen. 


Abſchnitt V. 
Vom Verhalten in Brandfällen. 
§ 18. 
Jeder, der den Ausbruch eines Schadenfeuers, das er nicht ſelbſt zu löſchen vermag, bemerkt, 
ift verpflichtet, unverzüglich der nächſten Polizei- oder Feuerwehrſtelle davon Mitteilung zu machen. 
Perſonen, die dieſer Pflicht vorſätzlich nicht nachkommen, werden mit Geldſtrafe bis zu 150 AM 
beſtraft. f 
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§ 19. 

Die Leitung der Löſch⸗ und Rettungsarbeiten hat der Führer der Wehr des Brandorts, 
ſofern nicht der Ortspolizeiverwalter oder deſſen ſtändiger Vertreter ſelbſt die Leitung übernimmt. 
Sämtliche Feuerwehren, auch Privatfeuerwehren, die bei Brandfällen neben der örtlichen Feuer⸗ 
wehr tätig werden, unterſtehen dem durch Satz 1 beſtimmten Leiter der Löſch⸗ und Rettungs⸗ 
arbeiten. 

§ 20. 

(1) Die Feuerwehren von Nachbarbezirken haben ſich gegenſeitig auf 7,5 km von der Grenze 
ihres Ortspolizeibezirkes mit Mannſchaften und Gerät unentgeltlich Hilfe zu leiſten, ſofern die 
Bewältigung eines Feuers im eigenen Ortspolizeibezirk jederzeit geſichert bleibt. Mit welchen 
Mitteln die Löſchhilfe zu leiſten ift, wird durch Polizeiverordnung beſtimmt. ; 

(2) Werden bet großer Ausdehnung oder Gefährlichkeit von Bränden auch die Feuerwehren 
ſolcher Ortspolizeibezirke um Hilfe erſucht, die gemäß Abſ. 1 nicht zur Löſchhilfe verpflichtet ſind, 
ſo haben ſie dem Erſuchen Folge zu leiſten, jedoch ſind dieſen von der hilfebedürftigen Gemeinde 
die ſämtlichen durch die Hilfeleiſtungen entſtehenden Koſten zu erſtatten. Hinſichtlich des Um⸗ 
fanges der Feuerlöſchhilfe gelten die Vorſchriften des Abſ. 1 entſprechend. 


§ 21. 

Bei Forſt⸗, Heide⸗, Wieſen⸗ und Moorbränden find neben den Feuerwehren alle geeigneten 
Perſonen unaufgefordert zur Hilfeleiſtung verpflichtet. Der Umfang und die Koſtenregelung der 
nachbarlichen Löſchhilfe ſind die gleichen wie bei anderen Schadenfeuern. Die techniſche Leitung 
der Löſcharbeiten kommt bei Anweſenheit von Forſtbeamten dieſen zu. In ihrer Abweſenheit liegt 
ſie beim Führer derjenigen Wehr, die zuerſt eingetroffen iſt. 


§ 22. 

(1) Die Eigentümer und Beſitzer von Grundſtücken, Gebäuden und Gebäudeteilen ſind ver⸗ 
pflichtet, bei Brandfällen den Mitgliedern der Feuerwehr den Zutritt zu ihren Grundſtücken, Ge⸗ 
bäuden und Gebäudeteilen und deren Benutzung zur Vornahme der angeordneten Löſch⸗ und 
Rettungsarbeiten zu geſtatten, Waſſervorräte, die ſich in ihrem Beſitz befinden oder auf ihren 
Grundſtücken gewonnen werden können, auf Anfordern für den Löſchdienſt zur Verfügung zu ſtellen 
und ihre zum Löſch⸗ und Rettungsdienſt verwendbaren Geräte zur Benutzung abzugeben. 

(2) Sie haben die vom Leiter der Löſcharbeiten im Intereſſe geeigneter Entfaltung der Löſch⸗ 
und Rettungsregeln oder zur Verhütung weiteren Umſichgreifens des Feuers angeordnete Be- 
ſeitigung von Pflanzen, Einfriedungen, Gebäudeteilen und Gebäuden zu dulden. 

() Hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht finden die § 70 ff. des Polizeiverwaltungsgeſetzes 
vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) Anwendung. 


§ 23. 

Wird nach Ablöſchen eines Brandes an der Brandſtätte eine Brandwache zurückgelaſſen, ſo 
trägt die Koſten, falls die Brandwache von dem Führer der Feuerwehr für notwendig erachtet wird, 
die Gemeinde, falls die Brandwache nur auf Wunſch des Eigentümers oder Beſitzers angeordnet 
iſt, dieſer. 

Abſchnitt VI. 
Schlußbeſtimmungen. 
§ 24. 

Das Geſetz, betreffend die Befugnis der Polizeibehörden zum Erlaß von Polizeiverordnungen 
über die Verpflichtung zur Hilfeleiſtung bei Bränden, vom 21. Dezember 1904 (Geſetzſamml. 
S. 291) und die $$ 139 und 140 des Zuſtändigkeitsgeſetzes werden aufgehoben. 

§ 25. 
Die Zuſtändigkeit der Bergbehörden bleibt unberührt. 
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§ 26. 5 
Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften 
erläßt der Miniſter des Innern. Dieſer kann insbeſondere Übergangsvorſchriften erlaſſen. 


§ 27. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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